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Mit dem «Lift» nach oben
Jugendprojekt «Lift – von der Schule in die Berufswelt» für den Bezirk wird neu zentral an der sek mättmi geführt

Mit dem Jugendprojekt «Lift – von der 

Schule in die Berufswelt» erhalten Se-

kundarschülerinnen und -schüler die 

Chance, mit Arbeitseinsätzen bei Part-

nerunternehmen in der echten Berufs-

welt zu schnuppern. Insgesamt zwölf 

Schülerinnen und Schüler aus dem Be-

zirk arbeiten drei bis vier Mal pro Monat 

einen halben Tag in einem Betrieb mit 

– für einen echten Lohn. Die Jugendli-

chen sammeln in einem geschützten 

Umfeld praktische Arbeitserfahrungen. 

Ziel ist es, ihre Motivation für den Be-

rufseinstieg zu steigern und den Über-

gang in eine Lehre oder den Arbeits-

markt zu erleichtern. 

Daniel Frischkopf neuer Leiter

Seit 1. August 2025 wird das «Lift-Pro-

jekt» für den Bezirk Affoltern zentral 

von Daniel Frischkopf an der sek mättmi 

geführt. Der 53-Jährige war an der sek 

mättmi Klassenlehrer einer BC-Klasse 

und lehrt heute als Fachlehrer für 

Deutsch, Deutsch als Zweitsprache, Eng-

lisch, Französisch sowie Geschichte. Als 

Programmleiter des «Lift-Programms» 

gleist er die Kontakte zwischen den 

Schülerinnen und Schülern und Betrie-

ben der Region auf. Dabei kommt ihm 

zugute, dass er als Lehrervertreter des 

Elternrats der sek mättmi bereits einige 

KMU-Unternehmer der Region kennen-

lernte. «Wir arbeiten mit rund 20 Unter-

nehmen aus den Branchen Gastrono-

mie, Bau, Detailhandel und Gesundheit 

zusammen. Besonders zu erwähnen ist 

die Volg-Gruppe mit mehreren Filialen», 

erklärt der gebürtige Luzerner. Von den 

zwölf «Lift-Absolventen» für dieses Jahr 

haben zehn ihren Wochen-Arbeitsplatz 

zugesichert und starteten Ende Oktober 

ihren Einsatz.

Programm schaff t Win-win-Situationen

«Wir sind vor allem angewiesen auf den 

guten Willen von KMU, sich mit uns 

zusammen für die Weiterentwicklung 

unserer Jugendlichen der Region ein-

zusetzen», so Frischkopf. Dabei ist er 

überzeugt, dass sich die Arbeit für alle 

Seiten auszahlt: «Oftmals kommen 

 Jugendliche nach einem Einsatz moti-

vierter in die Schule zurück. Bei der 

Arbeit lernen sie, dass man im Arbeits-

leben auch nicht alles umsonst be-

kommt.» Für Lehrbetriebe ergäben sich 

mitunter direkt Kontakte zu einem zu-

künftigen Lernenden. «Gleichzeitig ver-

hindern frühe Arbeitserfahrungen spä-

tere Enttäuschungen wegen falscher 

Erwartungen in der Lehre oder den 

ersten Jahren im Job», so Frischkopf. 

Man soll sich nicht täuschen lassen: 

Den jugendlichen Lift-Absolventen wird 

nichts geschenkt: Ihre Einsätze sind in 

der schulfreien Zeit am Mittwochnach-

mittag oder am Samstag. So ist ein 

Schüler der zweiten sek mättmi bereits 

seit Ende September am Wochenende 

im Steakhouse Bahnhof in Mettmens-

tetten an der Arbeit anzutreffen.

Mario Wittenwiler, Klassenlehrer, sek mättmi

Die aktuelle Lift -Klasse mit Lehrer Daniel Frischkopf (hinten rechts). (Bild zvg)

Migration: «Heisses Thema» 

Replik auf den Leserbrief von Brigitte Caldwell 
mit dem Titel «Zuwanderung ist Schuld» im 
«Anzeiger» vom 7. November.

Die Frage nach einer kontrollierten, gut 

gemanagten Einwanderungspolitik be-

antwortet Professor Frank Urbaniok in 

seinem kürzlich erschienenen Buch 

«Die Schattenseiten der Migration». Das 

Buch wurde auf der Frankfurter Buch-

messe 2024 vorgestellt. Mehr als zehn 

Verlage zeigten sich an der Veröffent-

lichung interessiert. Als es konkret 

wurde, war nur der kleine Verlag Voima 

aus Horgen bereit, dieses heisse Thema 

einer breiten Öffentlichkeit in der 

Schweiz, in Österreich und Deutsch-

land zugänglich zu machen. Für jeden, 

der sich ernsthaft mit der Zuwande-

rung beschäftigt, ist dieses Buch ein 

Muss.

Hans Peter Häring, Wettswil
alt Kantonsrat EDU

«Richtig und doch falsch»

Die Initiative für eine Zukunft hat mir 

zu denken gegeben. Es ist meiner Mei-

nung nach vollkommen richtig, dass 

keine Person auf dieser Welt ein Vermö-

gen benötigt, grösser als 50 Millionen. Es 

ist auch für eine Volkswirtschaft deutlich 

besser, wenn vier Personen 50 Millionen 

besitzen, als wenn eine Person 200 Mil-

lionen besitzt. Dann sind (hoffentlich) 

schon vier kreative Köpfe engagiert, um 

Unternehmen mit Wertschöpfung auf-

zubauen. Die 300 reichsten Personen der 

Schweiz haben ein geschätztes Vermögen 

von 833 Milliarden. Das entspräche etwa 

16500 Personen mit einem Vermögen 

von 50 Millionen. Stellen wir uns doch 

nur vor, welche Wirtschaftskraft die 

Schweiz hätte, wenn wir 16200 KMU 

mehr hätten!

Falsches Mittel

Die Frage ist nur: Wie kommen wir da-

hin? Nicht durch eine Erbschaftsteuer, 

die zum Zeitpunkt X zuschlägt und die 

Superreichen in die Flucht schlägt. Das 

ist falsch. Vielleicht wäre es ein besse-

rer Ansatz, eine Vermögenssteuer so 

anzuwenden, dass die ersten 50 Millio-

nen steuerfrei wären und wir über 10 

oder 20 Jahre die Vermögenssteuer für 

Vermögen über 50 Millionen jedes Jahr 

etwas anheben würden. Da hätten die 

Superreichen Zeit, ihr Vermögen zu 

verteilen, der Reiz, superreich zu wer-

den, wäre auch weg. Und mit 50 Millio-

nen Vermögen lässt es sich auch leben, 

auch wenn dieses gebunden in Unter-

nehmen steckt. Der in der Schweiz vor-

handene Reichtum würde sich über die 

Zeit verteilen und so deutlich besser 

Wirtschaftskraft, Wertschöpfung und 

Innovation fördern. Dinge, von denen 

die Schweiz lebt. Wenn nicht, dann lan-

den wir vielleicht bei Musk, der nun 

878 Milliarden US-Dollar Vergütung 

durch Tesla erhält und damit als Einzel-

person Politik und Gesellschaft massiv 

nach seinen Vorstellungen formen 

wird. 

Werner Grau, Knonau«Fragwürdige Investitionen»

Die Heimpelstrasse wurde aufwen-

dig saniert, nach dem sogenannten 

Schwammstadt-Prinzip. Dagegen ist 

grundsätzlich nichts einzuwenden, 

ausser vielleicht, dass es um die Finan-

zen der Stadt nicht gut bestellt ist. Des-

halb ist es auch etwas irritierend, dass 

auf einem Wegstück von knapp 300 

Metern vier Sitzbänke platziert wurden; 

neben jeder ein Abfalleimer. Natürlich 

ist mir bewusst, dass viele ältere Men-

schen dort spazieren gehen und sicher 

dankbar für eine Sitzgelegenheit sind. 

Aber ob es dafür wirklich vier Bänke 

braucht? Meiner Meinung nach hätten 

zwei Bänke gereicht, so schön ist die 

Aussicht über Wiese und Acker nun 

auch nicht. Und wenn wieder Mais an-

gepfl anzt wird, schaut man in eine grü-

ne Wand.

Das Geld hätte eingespart und für 

ein andere, sinnvolle Projekte verwen-

det werden können. Zum Beispiel um 

Organisationen wie Kiss oder den 

 Gnadenhof Hodel mit einer Spende zu 

unterstützen.

Mir ist auch aufgefallen, dass es ver-

schiedene Modelle von Sitzbänken in 

Affoltern gibt, aus Holz und auch aus 

Metall. Bei letztgenannten ist der Sitz-

komfort sowohl im Sommer als auch im 

Winter eingeschränkt. Im Sommer ver-

brennt man sich und im Winter friert 

man fast an. Was hat man sich dabei 

überlegt? Wenn die Stadt alle Sitzbänke 

beim gleichen Anbieter kaufen würde, 

könnte sicher auch ein guter Preis ver-

einbart und somit auch gespart werden.

Es gibt noch ein weiteres Beispiel für 

eine eher unnötige Ausgabe. Am Bahn-

hof auf der Seite der Obstgartenstrasse 

wurde ein Velo-Unterstand für eine Vier-

telmillion Franken erstellt. Wenn es 

hochkommt, stehen dort tagsüber 10 

Velos. Die Kosten stehen also in keinem 

Verhältnis zum Nutzen.

Ich würde mir wünschen, dass die 

Stadt etwas sorgfältiger mit den Steuer-

geldern umgeht.

Isabella Horvath, Affoltern

Vorkaufsrecht: «Schlüssel zu bezahlbarem Wohnraum»

Immer mehr Menschen finden in 

unseren Städten, aber zunehmend 

auch auf dem Land, keine bezahlbare 

Wohnung mehr. Boden und Immobi-

lien sind zum Spekulationsobjekt ge-

worden – ein Markt, auf dem jene 

verlieren, die einfach nur wohnen 

wollen. Genau hier setzt das geplante 

Vorkaufsrecht zugunsten der Gemein-

den an. 

Was bedeutet das? Mit einem Vor-

kaufsrecht kann eine Gemeinde ein 

Grundstück oder ein Gebäude zu den-

selben Bedingungen erwerben, zu denen 

es an einen privaten Investor verkauft 

werden soll. Das Ziel: Grund und Boden 

langfristig der Spekulation entziehen 

und ihn für das Gemeinwohl sichern. So 

kann die Gemeinde das Grundstück 

nachher an gemeinnützige Bauträger 

abgeben – mit der Aufl age, dort bezahl-

baren Wohnraum zu schaffen. Wichtig 

dabei ist, dass vom Vorkaufsrecht Fälle 

ausgenommen wären, in denen die 

Grundstücke an Familienangehörige 

oder gemeinnützige Wohnbauträger 

verkauft werden oder die Käufer Eigen-

bedarf geltend machen.

Warum ist das wichtig? Wohnen ist 

keine Ware wie jede andere. Wie Wasser, 

Nahrungsmittel oder Medikamente ge-

hört auch der Zugang zu Wohnraum zu 

den lebensnotwendigen Gütern, mit 

denen nicht spekuliert werden darf. 

Wenn Bodenpreise steigen und Investo-

ren Höchstrenditen verlangen, verlieren 

Familien, ältere Menschen und junge 

Erwachsene den Zugang zu bezahlbaren 

Wohnungen.

Das Vorkaufsrecht gibt den Gemein-

den ein Instrument in die Hand, aktiv 

Wohnpolitik zu gestalten – statt den 

Entwicklungen auf dem Immobilien-

markt nur zuzusehen.

Sicherung von günstigem Wohn-

raum: Gemeinden können Grundstücke 

gezielt an Genossenschaften oder ge-

meinnützige Bauträger vergeben. Lang-

fristige Bodenpolitik: Der Boden bleibt 

in öffentlicher Hand und kann nach-

haltig genutzt werden. Stärkung des 

sozialen Zusammenhalts: durchmischte 

Quartiere statt Verdrängung von Men-

schen mit tieferen Einkommen. Plan-

bare Entwicklung: Gemeinden behalten 

Einfl uss auf städtebauliche Qualität, 

Dichte und Nutzung.

Das Vorkaufsrecht ist kein Allheil-

mittel – aber ein entscheidendes Werk-

zeug, um die Bodenfrage wieder im 

Sinne der Allgemeinheit zu beantwor-

ten. Es schafft die Möglichkeit, Wohn-

raum zu sichern, Quartiere zu beleben 

und den sozialen Zusammenhalt zu 

stärken.

Denn: Wohnen ist ein Grundrecht – 

kein Spekulationsobjekt.

Stefan Kessler, Affoltern

«Ausweichverkehr wäre die Folge» 

Replik auf die Kantonsratskolumne von 
 Ronald Alder mit dem Titel «Gemeindeauto-
nomie sicherstellen» im «Anzeiger» vom 7. 
November.

Der Ottenbacher GLP-Gemeinderat Ro-

nald Alder macht sich Sorgen um die 

Verkehrssicherheit, sollte die kantona-

le Mobilitätsinitiative am 30. November 

angenommen werden.

Ich mache mir Sorgen um die Si-

cherheit auf unseren Quartierstrassen. 

Und genau darum sage ich am 30. No-

vember Ja zur Mobilitätsinitiative. Wird 

– wie von Herrn Alder gefordert – über-

all fl ächendeckend Tempo 30 einge-

führt, kommt es zu Ausweichverkehr in 

heute ruhige und sichere Wohnquartie-

re. Autos und Lastwagen fahren dann, 

geführt durch Navigationsgeräte, den 

kürzesten Weg an Schulen und Sport-

anlagen vorbei.

Das will ich nicht. Darum sage ich 

Ja zur Mobilitätsinitiative, wie auch der 

Regierungsrat und der Kantonsrat.

Andreas Renggli, TCS Sektion Zürich
Gruppe Knonauer Amt, Affoltern

Gegen dauernde Mietzinserhöhungen 

Viele Gemeinden haben in den letzten 

Jahrzehnten den Fehler gemacht, dass 

sie eigenes wertvolles Land an renditen-

orientierte Immobilienfi rmen verkauft 

haben, nur um kurzfristig die Steuern 

ein bisschen zu senken. Gebäude wur-

den dann abgerissen und teurer Wohn-

raum erstellt. Jetzt ergibt sich mit der 

Initiative «Mehr bezahlbare Wohnun-

gen» die Möglichkeit, dass Gemeinden 

wieder Land und Häuser zurückkaufen 

können, um sie dann Genossenschaften 

zu geben, welche bezahlbare Wohnun-

gen schaffen. Genossenschaftswohnun-

gen sind im Durchschnitt 50 Prozent 

günstiger! Dank der Initiative bekom-

men die Gemeinden ein Vorkaufsrecht 

und können so verhindern, dass Grund-

stücke an Immobilien-Haie gehen. 

Damit wird auch der Druck auf die-

se Vermieter steigen, ihre Wohnungen 

nicht mehr zu überrissenen Mietzinsen 

zu vergeben. Darum Ja zur Initiative und 

Nein zum Gegenvorschlag.

Rolf Vollenweider, SP Obfelden

Ihre Meinung ist willkommen!

Gerne können Sie der Redaktion des 
«Anzeigers» einen Leserbrief schi-
cken. Dieser muss mit Namen sowie 
Adresse und Telefonnummer des Ver-
fassers oder der  Verfasserin versehen 
sein und soll in maximal 2000 Zei-
chen ein Thema aufgreifen. Aufge-
ben können Sie ihn unter www.
aff olteranzeiger.ch. Für die Diens-
tagsausgabe sollte die Zuschrift  am 
Freitagmittag auf der Redaktion 
eintreff en. Für eine Freitagspubli-
kation bis am Mittwochmittag. (red)


